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weil er es für wichtig halte, daß das Volk fein Budgetrecht in vollem Um⸗ 
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Preußen. 
Landtags: Verhandlungen. | 
28, Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (19. Januar.) 
Die Tribünen find ftart beſetzt. Am Miniftertiihe anfänglich nur der 
Regierungs⸗Commiſſarius Geh. N e Wollny, ſpäter die Miniſter 
v. Bodelſchwingh, v. Mühler und v. Selchow. . N 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung gegen 10% Uhr. Unter den 
geſchäftlichen Mittheilungen befindet ſich die Anzeige, daß an den Präſidenten 
mehrere Adreſſen in Betreff Schleswig; Hg eingegangen jeien, wel 
auf dem Tiſche des Hauſes zur Kenntnißnahme auslägen. Der Präſide N 
theilt ferner mit, daß er am 16. d. M., unmittelbar nachdem das Haus den 
Beſchluß gefaßt, daß die vier verhafteten polniſchen Abgeordneten frei zu 
laſſen ſeien, dieſen Beſchluß der königl. Staatsregierung mitgetheilt habe. 
Gleich nach 8 Uhr am Abend deſſelben Tages ſei Peine Hutlbeilung in 10 
Gebäude des Staatsminiſteriums gelangt, eine Antwort bis jetzt aber ni 


erfolgt. { 

Abg. Waldeck erſucht den Präfidenten, ihm das Wort zur Geſchäftsord 
nung zu ertheilen, Kr einer von den Herren Miniſtern erſchienen ſei 
werde. — Der Präſident erklärt, daß er eine Interpellation des Abg. Kanta 
betreffend die noch immer nicht erfolgte Wiedereröffnung des Gymnaſium 
10 Trzemeszno zurücklegen werde, bis der Herr Cultus miniſter eingetreten 
ein werde. 5 

Das Haus tritt nunmehr in die Tagesordnun an deren erſter Gegen 
ſtand Wahlprufungen find, Die Wahl des Abg. Stablewski im 4. bromber⸗ 
ger Wahlbezirk wird auf Antrag der Abtheilung für giltig erklärt. In Ber 
treff der Neuwahl im Wahlbezirke Schleuſin be Ae (Abg. Frhr. v. d. 
Heydt) erklärt der Berichterſtakter der betreffenden Abt eilung, daß dieſelbt 
die Vorprüfung noch nicht habe zum Abſchluß bringen können. 

Zu dem von der königl. Staatsregierung eingebrachten Geſetzentwurf, be⸗ 
treffend die Ergänzung des Art. 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde, hat Abg. Frhr. 
v. d. Heydt ein Amendement zu Alinea 1 der Regierungsvorlage, a 
lautend: „So lange, als die Krone und die beiden Häuſer des Landtag 
ſich hinſichtlich der seitftellung des neuen Staatshaushalts⸗Etats nicht ger 
einigt haben, bleibt der zuletzt feſtgeſtellte Etat in Kraft.“ Daſſelbe findet 
jedoch nicht die ausreichende Unterſtützung. — Ein vom Abg. G 517 Be: 
thuſy⸗Huc eingebrachtes Amendemenk: „Das Haus wolle beſchlleßen, 
Alineg 1 zu faſſen: „Lehnt das Herrenhaus den Staatshaushalts⸗Etat ab) 
und wird dadurch die rechtzeitige Feſtſtellung deſſelben unmöglid, fo bleibt 
der quleht feſtgeſtellte Etat bis zur Vereinbarung eines neuen Etats in Kraft.“ 
— Der Referent Abg. Dr. Gneiſt verzichtet vorläufig auf das Wort; di 
Vite der Rednerliſte ergiebt für den Commiſſionsantrag die Abg. Dr. 

aldeck, Schulze (Borken), Reichenſperger, Rohden und v. Benda, gegen dent 
jelben die Abg Graf Bethuſy⸗Huc, Oſterrath und Frhr. v. d. Heydt. | 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc ſucht unter großer Unruhe des Hauſes nacht 
zuweiſen, daß im Art. 62 der Verfaſſungs⸗Urkunde, „dieſem Fundamente det 
bekannten erfaljung3;Süden-Sheocie", der Ausdruck „Geſez“ im dritten 
Alinea anders & raucht ſei, als an anderen Stellen der ee eine 
materielle Verſchiedenheit werde dadurch begründet, daß das betreffende Gejeh 
alljährlich erneuert werden müſſe. Bei der fortwährend im Haufe herrſchen⸗ 
den Unruhe bleibt der Redner auf der Tribüne völlig unverſtändlich bis auf 
einzelne Sätze, wie; „Das unbedingte Veto der Regierung würde die Thä⸗ 
tigkeit der beiden Häufer des Landtags illuſoriſch machen.“ Die ſchließliche 
Erklärung des Redners ſcheint nicht unbedingt gegen den Commiſſionsantrag 
gerichtet zu ſein. 5 

(Die Unkuhe im Haufe dauert auch während der folgenden Rede des Ab⸗ 
a Dr. Waldeck fort, jo daß auch von ſeiner Rede vieles unverſtänd⸗ 

eibt. 

Abg. Dy. Waldeck hebt zunächſt hervor, wie die Regierungsvorlage dem 
Vela des Conſtitutionalismus widerſpreche, da dieſelbe verlange, daß das 
Haus die Genehmigung der Einnahmen und Ausgaben ein⸗ für allemal e 
theile. Das Budgetrecht, wie es ſowohl vom vereinigten Landtage, als au 
in unſerer Verfaſſun 2 7 4 ſei, werde in jeder conſtitutionellen aan 
fung gegeben. Die Artikel 99 und 100 der Ver e ienkunde ſetzen fe 
daß der Etat feſtgeſtellt werden müſſe und daraus folge . 1), daß da 
Geſetz gegeben werden müſſe, daß es nicht blos 00 en werden könne, 
und 2) daß das vom Abgeordnetenhaus feſtgeſtellte 10 inſofern maßge⸗ 
bend für die Regierung ſein müſſe, da, falls dieſes bei ſeinem Beſchluſſe be⸗ 
harre, kein gemeinſamer Beſchluß über das Budget zu Stande kommen könne. 

Der Redner folgert demnächſt aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Pa? 
ragraphen, auf welche er näher eingeht, daß das Recht der Feſtſetzung der 
Einnahmen und Ausgaben der Landesvertretung habe gegebenzwerden ſollen 
und gegeben worden ſei, in welcher Auffaſſung auch alle Verfaſſungen über⸗ 
einſtimmten. Der Wortlaut der genannten beiden Artikel ſei von der Natio⸗ 
nalverſammlung feſtgeſetzt und in derſelben niemals anders aufgefaßt wor⸗ 
den. an habe ſich genöthigt geſehen, die Arbeiter der National⸗Verſamm⸗ 
lung, der man vielfach höchſt ungerechter Weiſe allerhand Gerüchte ange⸗ 
dichtet habe, zu ae und darum ſeien dieſe Paragraphen, die auch buch⸗ 
ſtäblich mit dem Verfaſſungs⸗Entwurfe Camphauſens übereinſtimmten, wört⸗ 
lich in die gegenwärtige Verfgſſung aufgenommen. Hätte man geglaubt, 
5 dadurch das Recht der Volksvertretung auch nur im Geringſten in Frage 
geſtellt werde, ſo hatte die Linke, welche ſo eiferſüchtig auf die Volksrechte 
gewacht habe, doch gewiß damals eine andere Faſſung vorgeſchlagen. Der 
Redner geht ſodann ausführlich auf die Verhandlungen der Reviſionskam⸗ 
mern ein, um nachzuweiſen, 55 der § 109 nur in Folge zufälliger Re⸗ 
daction unter die allgemeinen Beſtimmungen gekommen ſei, dadurch aber 
nicht ſeinen Charakter als eee ine verloren habe, Endlich 
weiſt er auch aus dem Inhalte des § 109 und feinem: Zuſammenhange mit 
den Art. 99 und 100 ſeine Behauptung nach. Cs ſei unrichtig, zu behaup⸗ 
ten, daß, wenn das Haus einmal in die Lage käme, alle Ausgaben und 
Einnahmen zu verringern, die Einnahmen deſſenungeachtet erhoben werden 
könnten, denn ſie würden erheben, um e und nicht, um hingelegt 
zu werden. Er habe dieſe Entwickelung geben zu müſſen geglaubt wenn ſie 
auch mit dem vorliegenden Geſetzentwurf nicht in directer Beziehung ſtehe, 


fange kennen lerne. 8 
Ab 2 Antrag auf Schluß der Generaldiscuſſion iſt eingegangen, vor der 
bitimmung darüber erhält jedoch das Wort Regier.⸗Commiſſar Geh. Ober⸗ 
erf Wollny: Die Staatsregierung hat nie bezweifelt, daß nach der 
erfaſſung die geſezliche Feſtſtelung des Staatshaushaltsetats die Grund⸗ 
lage für die Finanzverwaltung des Staates u biben beſtimmt ſei; ſie kann 
aber nicht zugeben, daß das geſchriebene Verfaſſungsrecht in dieſer Beziehung 
erſchöpfend ſel. Die Vet nende beſtimmt nicht? es muß in jedem Jahre 
ein Etatsgeſez zu Stande kommen, und geſchieht dies nichk, ſo iſt dies eine 
Verfaſſungsverlezung. Die Staatsregierung interpretirt den Art. 99: der 
Staatshaushaltsetat wird in ſedent Jahre pur ein Geſetz feſtgeſtellt, nicht: 
er muß in jedem Jahre durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden, obwohl zugege⸗ 
ben werden kann, daß in den Spraczge hac der Geſetzgebung der referi⸗ 
rende Indicativ oftmals eine imperative Bedeutung hat. Faßt man aber die 
Verf. Urkunde im Zuſammenhange auf, ſo iſt klar, dieſelbe kann nicht geſagt 
haben: der Etat muß in jedem „Jahre durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden, 
weil ſie die Möͤglichteit zuläßt, daß die zum Zustandekommen jedes Geſetzes 
nothwendige Vereinbarung der drei geſetzgebenden Factoren nicht zu Stande 
kommt. Die Staatsregierung iſt aber andrerſeits fern von der Interpreta⸗ 
tion des Art. 99: der Etat kann in jedem Jahre durch ein Gefez feſtgeſtellt 
werden; ihre Auffaſſung geht vielmehr dahin, vaß die Verf.⸗Uttunde die all⸗ 
jährliche Seitftellung des Elacs duch ein Dejeh ve ausgeht und pas Ju 
ſtandekommen eines ſolchen Geſetzes als die * ins Au Korg 
daß fie. aber andrerſeits die Möglichkeit zulafie, a; ein ſolches Geſetz aus⸗ 
nahmsweiſe nicht zu Stande komme, inſofern ſie de eie de das Recht 
beigelegt Br den — wie er aus den Berathungen diefes Hauſes hervor⸗ 
gegangen iſt, zu verwerfen. > N 
Die Commiſſion führt zwar in ihrem Berichte aus, Daß die Staatsregie⸗ 
rung die Mittel in der Hand habe, einen ſolchen Widerſtand zu überwinden; 
fie kann dabei nur vas Mittel im Auge gehabt haben, durch Berufungen in 
das Herrenhaus dort eine Majorität zu ſchaffen, die ſich im er befin⸗ 
det mit der Majorität 1 Hauſes. In welcher Zahl und wie oft ſoll aber 
eine ſolche Berufung erfolgen? und ganz abgeſehen von der Ausführbarkeit, 
wie kann es mit der Würde einer hohen politiſchen Körperſchaft im Eiuklang 


eder Commiſſion dadurch zu ſtützen geſucht, daß 


in der allerhöchſten Thronrede betont worden, daß der vorliegende Geſetz⸗ 


unverhrüchliche 
Ih un 118 haben, auch alle diejenigen Ausgaben zu leiſten, welche nothwen⸗ 
ig gelei 8 

und nach Kräften zu fördern. Wenn ſie auch innerhalb der Etatvorlagen zu 
bleiben für ibre Pflicht hält, ſo bat ſie doch 


er 


Fünfundvlerzigſter Jahrgang. — Verlag von Ednard Treweüdt 


ſtehen, dieſelbe nach dem Bedürfniſſe des Augenblicks, nach den Schwankun⸗ 


gen der Majorität einer andern Körperſchaft zu componiren, zu modificiren? 
— Es giebt aber noch eine andere Möglichkeit, daß der Etat in einem Jahre 
nicht zu Stande kommt, und welche vor wenigen Tagen in dieſem Ban): 
ſelbſt zur Erwägung geſtellt worden ift: auch das Abgeordnetenhaus hat da 
Recht, den Etat in ſeiner Geſammtheit zu verwerfen; und ob es von ſeinem 
Rechte Gebrauch machen wolle, ſei eine Frage der Politik. Auf dieſe letztere 
Eventualität näher einzugehen liegt heute indeſſen keine Veranlaſſung vor. 
Es fragt ſich einfach: was ſoll Recht ſein, wenn das Abgeordnetenhaus und 
die Staatsregierung über die Anſätze des Etats nicht übereinſtimmen? Die 
Auffaſſung der Staatsregierung iſt die, daß dann zwei, zur Beſchlußnahme 
berufene, gleichberechtigte Factoren ſich im Widerſpruch befinden, und fie bes 
gründet dieſelbe durch die Art. 99 und 62, daß ein Geſetz, alſo auch da 
Etatsgeſetz, nur durch die Uebereinſtimmung des Königs und beider Häuf 

des Landtages zu Stande kommen kann. Die Commiſſion erklärt das Etats⸗ 
geſetz als die Generalvollmacht und Inſtruction zur Führung der Finanzver⸗ 
waltung des Etats jahres, und daß die Vollziehung einer ſolchen Vollmacht 
vom Könige nicht verweigert werden könne. Nun, meine Herren, das Budget⸗ 
geſez mag eine ſolche Vollmacht fein, es iſt aber keine Vollmacht, die nur 
von den Säufern des Landtages ertheilt wird, und darin liegt die weſent⸗ 
liche Differenz zwiſchen der Auffaſſung der Staatsregierung und derjenigen, 
die im Commiſſionsberichte niedergelegt iſt. 

Die Vollmacht wird ertheilt von der Staatsgewalt; die Staatsgewalt 
aber wird, was das Zuſtandekommen von Finanzgeſetzen betrifft, von der 
Krone und den beiden Häuſern des Landtags gebildet, Die Staatsreg. iſt nicht 
blos c a NEN Finanzgeſetze, ſondern auch in ihrer anderweitigen 
Eigenſchaft als Mitinhaberin der Finanzgewalt ein gleichberechtigter Factor 
in 21 des Zuſtandekommens don Finanzgeſetzen. Die Commiſſion hat 
deshalb auch zu behaupten verſucht; das Budgetgeſetz iſt kein eigentliches 
Geſetz, ſondern nur eine geſetzähnliche Feſtſtellung: in England ſei es nie 
verkannt worden, daß es ſich beim Budget nur um die Form des Geſetzes 
andle, während der Lee verſchieden ſei von den anderen Geſetzen. Auch 

rt. 62 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde unterſcheide den feſtgeſtellten 
Staatshaushaltsetat mit Rückſicht auf ſeinen Inhalt von andern Geſetzen 
und lege dem Herrenhauſe, abweichend pon feiner ſonſtigen legislatoriſchen 
Gleihberechtigung mit dem Hauſe der Nbag., nur die Beſugniß bei, das 
Budgetgeſetz im Ganzen zu verwerfen. — les iſt nur eine Modalität det 
Rechte des Herrenhauſes, welche der geſetzlichen Natur des Etatsgeſetzes in 
keiner Beziehung Eintracht thut. Im Art. 62 iſt nirgends davon die Rede, 
daß das Etatsgeſetz kein Geſetz ſei. — Der Abg. Waldeck hat die Auffaſſung 
I e er auf die alljährliche Wie⸗ 
derkehr des Etatsgeſetzes e bat, die bei keinem andern Geſetze vor! 
komme, wie darauf, daß es ſtets die Staatsregierung ſei, welche als Propot 
nent des Etatsgeſetzes auftrete. Letzteres iſt die Staatsregierung bei det 
Mehrzahl aller le und wie die Periodieität den Charakter des 
„Geſetzes“ alteriren Toll, darüber vermiſſe ich jede Ausführung; auch andere 
N ae nur beſchränkte Dauer, ohne daß ſie dadurch aufhören, 
„Geſetze“ zu ſein. e 

Wenn es im Berichte heißt: „Von den drei Factoren der Geſetzgebung 
ſpricht der eine Namens der Steuerzahlen die Bereitwilligkeit zum Zahlen 
aus, der zweite gleichſam das fiat, die Staatsregierung, welche die Gelder 
einnimmt und die Executive hat, giebt die „Sanction“, 10 finde ich eigentlich 
nichts darin, was mit der Auffaſſung im Widerſpruch ſtände, daß alle drei 
Factoren mit Gleichberechtigung am Zuſtandekommen des Etatsgeſetzes mit 
wirken. Das Herrenhaus vepräjentirt eben fo Aut die Steuerzahler wie dies 
hohe Haus. Der Commiſſions⸗Bericht fährt dann fort: „Daß nun aber bei 
einer Vereinbarung über Summen nur das Minus gelten kann, folgt aus 
arithmetiſchen Geſetzen, weil es in Summen keine andere Art der Ueberein⸗ 
ſtimmung giebt, als in dem Minderbetrag“, ſo glaube ich, meine Herren, 
das in Abrede ſtellen zu müſſen; die geringere Zahl iſt zwar in der größe: 
ren enthalten, auf keine Weiſe kann aher von einer „Uebereinſtimmung“ 
über die geringere Zahl die Rede ſein. Wenn Jemand von einem Andern 
ein Darlehn von 100 Thaler fordert, dieſer ihm aber nur 50 Thaler geben 
will, ſo ſind beide eben nicht über das Darlehn von 50 Thaler einverſtan⸗ 
. ei denn, das der das Darlehn Fordernde ſeine Willensbeſtimmung 

Liegt nun nach der Anſicht der Staatszegierung die Möglichkeit vo 
es nicht in jedem Jahre zu einem Ctatögefek u de fo fol es — 
noch auf keine Weiſe, wie von anderer Seite als 1 rg lich angenom⸗ 
men worden iſt, daß die Staatsregierung für einen ſolchen Fall die unum⸗ 
ſchränkte Dispoſition über die Staatsgelder in Anſpruch nimmt. Die Staats⸗ 
regierung hat nirgends darauf Anſpruch erhoben; im Gegentheil iſt bereits 


entwurf gerade die Beſtimmung haben ſoll, derartigen Befürchtungen entge⸗ 
genzutreten. Die r e eh hat auch nirgends eine überwiegende 
Stimme, ſondern nur eine Gleichberechtigung der drei Stimmen verlangt, 
die zur Fan fahren des Etats gehören, während die Concluſionen des Be⸗ 
richts dahin führen würden, daß Artikel 99 etwa 0 lauten müßte: „Der 
Staatshaushaltsetat wird durch Beſchluß des Hauſes der Abgeordneten feſt⸗ 
An und durch Hinzutreten der Genehmigung des Herrenhauſes und der 

rone, welche aber in keinem Falle verweigert werden darf.“ — Iſt nun der 
all eingetreten, daß eine Vereinbarung der verſchiedenen Factoren der Ge⸗ 
etzgebung nicht hat En Stande kommen können, jo fragt es ſich: was ſoll 
weiter geſchehen? Die Antwort iſt gehört worden: das Miniſterium möge 
zurücktreten. Das würde eine indirecke Nöthi ung der Krone enthalten, a“ 
Minifter zu wählen nach den Beſchlüſſen der Majorität des Hauſes der Ab: 
geordneten. Einer ſolchen indirecten m kann und darf ſich die Krone 


— —sßs—Ehñ—Bt — 


nicht unterwerfen (Unruhe im Haufe). Oder ſollen die Herren Miniſter etwa 
die Kaſſen ſchließen, indem fie ſich nicht mehr für berechtigt halten, über 
irgend eine Verwendung der Staatseinnahmen zu verfügen? Auch das iſt 
a worden. Dieſes Auskunftsmittel würde zur Auflöfung des Staates 
A ren und zu einer n der Staatsgläubiger. Da iſt nun geſagt 
worden, man möge denen zu klagen überlaſſen. Die Miniſter wären dann 
aber diejenigen, welche ſolchen Klagen gegenüber das Staatsminiſterium zu 
vertreten haben würden; dürfen ſie das, ſo dürfen ſie auch Zahlung leiſten, 
um ſo mehr, als kein Gericht, lein Executor die Regierungskaſſen direct in 
So nehmen darf, ne zu der Vollſtreckung jeder ſolcher Execution 
eine Requiſition der Miniſter nothwendig iſt. Warum ſollten ſich aber die 
Miniſter zur Zahlung erſt durch Klage und Maine nöthigen laſſen? 

Die Staatsregierung iſt aber weiter der Meinung geweſen, daß es ihre 
erpflichtung gegen den Staat iſt, den ſie in feinem Beſtande 


et werden müſſen, um das Staatswohl vor Schaden zu bewahren 
ein Geſetz für nothwendig ge⸗ 


10055 welches ihr zu einem ſolchen Verfahren die formelle Vollmacht ertheilt. 
otibirt iſt die Vorlage durch den bereits eingetretenen Zuſtand, deſſen viel⸗ 


N 
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einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. g 


Mittwoch, den 20. Januar 1864, 


Finanzminiſter. Die unter den früheren Zuſtänden ſich erhebenden Diffe⸗ 
renzen wurden durch die allerhöchſte Entſcheidung, die in jedem Augenblicke 
einzuholen war, ſofort gehoben. Gegenwärtig reicht zur Feſtſtellung des 
Stagtshaushalts⸗Etats die allerhöchſte Entſcheidung allein nicht aus, da dazu 
die Mitwirkung von drei Factoren erforderlich iſt; ſie kommt nicht zu Stande, 
wenn alle drei oder auch nur zwei von ihnen ſich nicht zu einigen vermögen; 
ein Zwang für eine ſolche Einigung iſt nicht vorhanden, denn dann würde 
es in der Verfaſſungs⸗Urkunde nicht heißen: „Das Etatsgeſetz ſoll durch die 
Uebereinſtimmung aller drei“, ſondern: „durch Uebereinſtimmung eines oder 
zwei der geſetzgebenden Factoren feſtgeſtellt werden. 

Abg. Oſterrath (bei der trotz der faſt leeren Bänke im Hauſe herr⸗ 
45 Unruhe faſt 825 unverſtändlich) wendet ſich zunächſt gegen die Aus⸗ 
ührungen des =: aldeck in Bezug auf die Bedeutung des Art. 109 der 
Verfaſſung. Der Art. 109 habe in keiner Weiſe die Bedeutung einer Ueber⸗ 
gangsbeſtimmung mehr, die er urſprünglich gehabt haben möge Er wendet 
ſich ſodann gegen die beiden Reſolutionen, die er ſowohl für nicht zutreffend 
als überflüſſig erklärt, während er ſich zugleich En den prinzipalen Antrag 
der Commiſſion auf Ablehnung der Regierungs-Vorlage ausſpricht. 

Der abermals beantragte Schluß der General-Discuffion wird darauf ans 
genommen und es erhält das Wort: 2 

Referent Abg. Dr. Gneiſt: Der Regierungs⸗Commiſſar hat die Behaup⸗ 
tung ausgeſprochen, da Art. 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde die Worte enthalte, 
„der Staatshaushalts⸗Etat wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt“, nicht 
aber, „er muß feſtgeſtellt werden“, ſo folge daraus, die Verfaſſung ſetze 
ſelbſt die Möglichkeit eines Nichtzuſtandekommens des Etatsgeſetzes voraus. 
Er überſieht indeß, daß die betreffenden Worte nur den Nachſatz des Art. 99 
bilden und daß dec ganze Artikel in ſeinet einheitlichen Bedeutung aufgefaßt 
werden muß. Der Vorderſatz lautet aber: „Alle Einnahmen und Aus aben 
des Staats müſſen für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den 
Staatshausbalts⸗Etat gebracht werden.“ Die Nothwendigkeit der Feſtſtellung 
des Etats iſt hier ausgeſprochen, der Nachſatz beſtimmt nur die Firat welche 
der Etat haben ſoll. Aber die Interpretationen, welche der Regierungs- 
Commiſſar dem Commiſſions⸗Berichte entgegenſetzt, bilden das Fundament 
des ganzen gegenwärtigen Regierungsſyſtems, ſie beruhen auf dem künſt⸗ 
lichen Auseinanderreißen einzelner Worte und Sätze, ohne Rückſicht auf den 
Zuſammenhang. Wie der Bericht ausführt, bildet eben der Voranſchlag des 
Etats die nothwendige Generalvollmacht zur Führung der Finanzverwaltung. 
Wenn aber dieſe Vollmacht einmal ertheilt iſt, dann kann der König nicht 
mehr, wie der Regierungs⸗Commiſſar meint, noch darüber entſcheiden, ob er 
den amendirten Etat annehmen well oder nicht: er muß ihn annehmen, da 
er die Vollmacht bereits unter den von der Verfaſſung aufgeſtellten Bedin⸗ 
gungen ertheilt hat. Stahl ſagt darüber Folgendes: Die Krone muß die 
Amendements des Abgeordnetenhauſes zum Etat annehmen, 
wenn ſie nicht das ganze Etatsgeſetz ablehnen will, was nicht 
möglich iſt. (Allſeitige Zuſtimmung.) 5 

Der Regierungscommiſſar greift ferner die Ausführung des Berichts an, 
nach welcher es ſchon aus den Geſetzen der Arithmetik folge, daß, wenn drei 
Faktoren ſich über Summen vereinbaren ſollen, ſchließlich nur das Minus 
gelten könne. Er ſagt, wenn die Krone 50 Thlr. verlangt und die Kammer 
1 Thlr. amendirt, dann würde die Gleichberechtigung der Krone 0 
wenn ſie der 1 zuſtimmen ſolle. Aber das iſt eine vollſtändige Verſchiebung 
der Frage. Es handelt ſich hier einfach darum, daß drei Factoren für einen 
vierten Factor eine Rechnung vereinbaren ſollen, durch die dieſer vierte Factor 
verpflichtet wird. Dieſer vierte Factor iſt das Land und dieſes kann ge etzlich 
nur durch die geringſte Summe verpflichtet werden, über die jene drei Facto⸗ 
ren einig ſind. Dieſer Grundſatz iſt ſo alt, wie die Arithmetik überhaupt. 
Die Art der Interpretation, wie ſie der Regierungscommiſſar hier wieder 
verſucht hat, kennt eben keine Geſetze der Arithmetik. (Laute Zuſtimmung, 
Heiterkeit.) Der König kann die Vollmacht nicht verweigern, ſo lange d 
Verfaſſung beſteht. Die Möglichkeit, daß ein Haus, aus irgend welchen 
Gründen, den Etat verwirft, beſteht in allen Verfaſſungen Europa's; überall 
hat man deſſen ungeachtet das Zuſtandekommen des Etats in die Ueberein⸗ 
ſtimmung aller drei Factoren geſetzt und nirgends bat man eine Declaration 
für nöthig gehalten. Stahl nennt aber die Herbeiführung dieſer Möglichkeit 
einen revolutionären Act, und wir wollen gern dem andern Factor die Ver⸗ 
antwortlichkeit für dieſen revolutionären Act überlaſſen. — Wenn die Regie⸗ 
rung zur Motivirung ihrer Vorlage ſagt, es beſtehe ein Conflict und vieler 
müſſe aufgehoben werden, fo antworte ich ihr: fie unterlaffe die will⸗ 
kürlich erhöhten Ausgaben, und der Conflict iſt gehoben. (All⸗ 
gemeines Bravo. 8 b 

Dagegen ſagt die Regierung: wir haben zweimal die Ausgaben willkürlich 
erhöht und zwar zur Einführung geſetzlich nicht gerechtfertigter Miltär-Ein« 
richtungen; da wir aber kein Geſetz baben, um die Abgeordneten zur Geneh⸗ 
migung dieſer willkürlich erhöhten Ausgaben zu zwingen, fo leiſten wir fie doch, 
weil wir ſie für nothwendig halten. Das iſt der nackteſte Abſolutismus. 
(Stürmiſches ohen Und wenn jetzt ein Geſetzentwurf vorgelegt wird, in 
dem ausgeſprochen iſt, das Haus bat über die willkürliche Erhöhung der 
Ausgaben nichts mebr zu ſagen, der Befehl des Königs ſoll hierin allein 
gelten, nun dann ſieht wohl der allerſchlichteſte, unverdorbenſte Rechtsverſtand 
ein: Wenn das zu Stande kommt, dann beſteht die Verfaſſung nicht mehr. 
(Allſeitiger Beifall.) 

Das Haus tritt in die Spezialdebatte ein. Gegen den Antrag der Com⸗ 
miſſion erhält das Wort der Abg. Reichenſperger. Derſelbe mahnt vor 
leeren Bänken das Haus zu erwägen, daß jedes Recht von der einen Seite 
ſo angewendet werden könne, daß es die andere Seite in eine abſolute Un⸗ 
möglichkeit verſetze, ihr Recht geltend zu machen. Als er bierauf die Anſich⸗ 
ten der Majorität kritiſirt und unter Anderem die Behauptung aufftellt, der 
Abg. Dr. Waldeck habe nicht wohl daran gethan, der gegenwärtig ſo dren⸗ 
nenden Frage blos auszuweichen, als er ſodann von dem Beſchluſſe der 
Steuerverweigerung im Jahre 1848 mit ſpezieller Beziehung auf Waldeck 
redet, iſt die allgemeine Unaufmerkſamkeit und das Geräuſch ſo groß gewor⸗ 
den, daß feine Worte unverſtändlich bleiben, und er ſelbſt ſich bereit erklärt, 
auf das Wort zu verzichten, wenn man darauf ausgehe, ihn durch Conver⸗ 
ſation zu übertönen. — Unter Hinweis auf den Antrag, welcher in der 
Budget⸗Commiſſion geſtellt worden: „die erſten ſieben Worte des Artikels zu 
ſtreichen“, warnt er, man möge den Teufel nicht an die Wand malen, indem 
man verſteckt auf Steuerverweigerung anſpiele. 

eme wendet der Redner ſich argumentirend zu Art. 109 der Ver: 
Aden rkunde, derſelbe ſei durchaus nicht als eine bloße Uebergangsbe⸗ 
timmung, ſondern vielmehr im Sinne einer „allgemeinen“ Beſtimmung auf⸗ 
puiallen. Denn das ſei bei der Reviſion der Verfaſſung ausdrücklich ausge⸗ 
prochen worden, nachdem ein gegentheiliger Antrag verworfen. Es ſei des⸗ 
halb nicht erlaubt, heute noch darauf zurückzukommen. Alle Parteien ſeien 
darin einig, daß das Staatsleben möglichſt bald wieder in geſetzliche Bahnen 
geleitet werde, aber das Haus müſſe es dann auch der Staatsregierung ſo 
leicht wie möglich machen, wieder auf den geſetzlichen Boden zurückzukommen. 
Dazu gehöre vor Allem, daß man Poſten des Etats nicht ſtreiche, von denen 
die Majorität ſelbſt geſagt habe, daß fie derſelben nicht würde entbehren 
können, wenn fie ſelbſt an die Regierung käme. Als einen ganz beſtimmten 


„Ausweg aus dem vorhandenen Conflicte aber könne er dem Hauſe die bei⸗ 


den Bundesbeſchlüſſe aus den Jahren 1834 und 1842 bezeichnen, ſofern man 
dem Bundestage überhaupt eine rechtliche und nicht blos eine faltiſche 
Criſtenz beimeſſe. Durch dieſe Beſchluſſe werde nämlich für den Fall eines 
Zwieſpaltes zwiſchen den berechtigten Factoren eines deutſchen Bundesſtaates 
der Rechtsſpruch eines Schiedsgerichtes angeordnet, ehe die Bundeshilfe ſel⸗ 
ber angerufen werden ſolle. Wenn man nun die Regierung in die Lage 
ſetzen wollte, dieſen Weg der Ausgleichung zu eröffnen, jo dürfte möglicher 
Weiſe die Löſung gefunden tmerben, die durch fortgeſetztes Streichen nimmer⸗ 
mehr erreicht werden könne (Oh! oh!) > 
Nach einer kurzen Entgegnung des Berichterſtatters hinſichtlich der vom 
Abg. Meiterſcechſe angezogenen Einmiſchung des deutſchen Bundes wird 
die Debatte geſchloſſen und Abg. Waldeck erhält das Wort zu einer per⸗ 
N Bemerkung. Er macht darauf aufmerkſam, daß er die Sache rein 
bisctiv behandelt habe; wenn aber der Steuerverweigerungsbeſchluß der 
Nationalverſammlung als beſtimmt, das Land zu ruiniren bezeichnet werde, 
ſo müſſe er bemerken, daß es ihm ſcheine, als ob derjenige das Recht ruinirt, 
welcher auf den Wink des Miniſters den Saal verläßt, obgleich es feſtſteht, 
F die Nationalverſammlung weder auflöſen noch verta⸗ 
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weiteren Bildung abſchneiden. Aus der Anſtalt ſeien ſehr befähigte Männer] des anderen Punktes berufe er ſich auf die Autorität der Staatsrechtslehrer 
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Nach einer Bemerkung Reichenſperger's gegen dieſe Ausführung wird] von demſelben Tage ab als außer Kraft tretend bezeichnet werden dürfte:] kunde wird dahin abgeändert: Staatsbeamte bedürfen zum Eintritt in das 
bei der Abſtimmung die Reg.⸗Vorlage mit großer Majorität verworfen; es] 2) das Präſidium des Hauſes mit Mittheilung dieſer Erklarung an das] Haus der Abgeordneten des Urlaubs ihrer vorgeſetzten Departements⸗Chefs. 
ſtimmen nur die Conſervativen mit Ausnahme des Freiherrn v. d. Heydt für] Staats miniſterium zu beauftragen. N 2 Art. 85 der Verfaſſungs⸗Urkunde iſt aufgehoben. — Der Antrag 
die Vorlage. Es iſt damit der Antrag l. der Commiſſion: „das Haus der Zu dieſem Antrage a ein Amendement des Abg. Virchow vor, dahin] des Referenten lautet: „Das Haus wolle beſchließen, über den Antrag des 
Abgeordneten wolle den vorgelegten Geſetzentwurf vom 17. Dezbr. 1863, betr.] gehend, zu den gegen die Verdrdnung vom 1. Juni 1863 geltend gemachten] Frhrn. v. d. Heydt und Gen. zur Tagesordnung üherzugehen. 
die Ergänzung des Art. 99 der Verf.⸗Urkunde, ablehnen“, erledigt. Gründen zuzuſetzen: „und weil e) dieſe Verordnung den Art. 63 und 27 der Da der Referent, Abg. Simſon, erkrankt it, fo erhält an ſeiner Stelle 

Es gelangen darauf die von der Commiſſion vorgeſchlagenen Reſolutionen] Verfaſſung nicht entſprochen habe und demnach von Anfang an rechtsungil⸗ der Correferent, Dr. Virchow, das Wort: Derſelbe rekapitulirt zunächſt 
zur Abſtimmung. Dieſe lauten: das Haus der Abgeordneten wolle erklären: tig war.“ j die hiſtoriſche Entwideluug des in Rede ſtehenden Artikels. Die bei früheren 
a) Der vorgelegte Geſetz⸗Entwurf vom 17. Dezbr. 1863 erhält keine Ergän- Referent Abg. Pflücker begründet zunächſt den Antrag der Commiſſion] Gelegenheiten für die Aufhebung vergeblich angeführten Motive ſeien indeß 
zung, ſondern eine direkte vollſtändige Aufhebung des Art. 99 der Verf.⸗Urk.] durch Hinweis auf den Bericht. — Abg. Hahn (Ratibor) gegen den Come niemals die gegenwärtigen geweſen; endlich habe man ſich in dieſes Verhält⸗ 
b) Der Geſetz⸗Entwurf iſt weder durch ein beſtehendes Bedürfniß veranlaßt, miſſionsantrag. Es ſei aus dem Berichte nicht erſichtlich, welchen Zweck die] niß gefunden, und es ſei nur unbegreiflich, warum der Abgeordnete für Zie⸗ 
noch mit dem verfaſſungsmäßigen Recht des Hauſes der Abgeordneten bei] von der Commiſſion beantragten Erklärungen haben ſollen. Es ſei doch] genrü nicht damals reformirt habe, als er noch Miniſter war, und die Ma⸗ 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats vereinbar. — Dieſelben werden mit nicht anzunehmen, daß ſie dem Hauſe ein Selbſtgeſpräch anrathen werden.] jorität ihm gehörte (hört, hört!), der Erfolg wäre damals ſicher er geweſen, 

5 Re er Mehrheit angenommen, es ſtimmen nur die Conſervativen und die] Die Commiſſion ſei zu keinem beſtimmten Antrage gekommen, weil keine] während er heute doch gewiß prekärer ſei (Heiterkeit,) und die Frage ſich auf⸗ 
Rehrzahl der Katholiken dagegen. Baſis für einen ſolchen vorhanden ſei. Der Redner iſt vollkommen mit der rs ob nicht ein anderer Zweck im Hinterhalte liege Bart bört!). 

Es erfolgt die Verleſung der bereits oben erwähnten Interpellation der] Art und Weiſe einverſtanden, in welcher die Staatsregierung die Verord⸗ Redner führt hierauf dem Hauſe eine ſtatiſtiſche Ueberſicht vor, aus wel⸗ 
Abg. Kantak und Gen., das Gymnaſium zu Trzemeszno betreffend. nung vom 1. Sun aufgehoben habe und halt die Erwägungsgründe der | her ſich ergiebt, daß in der gegenwärtigen Kammer die polniſche re 

Der Eultusminifter erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung bereit, | beantragten Reſolution für durchaus ungerechtfertigt. — Abg. Danielemwsti|und die Fortſchrittspartei verhältnißmäßig die wenigſten, die conſervative 
und es erhält hierauf zur Begründung das Wort der Abg. Kantak: Die] wendet ſich mit einer factiſchen Berichtigung gegen die Behauptung des Vor⸗ Partei dagegen die meiſten Beamten zähle, nämlich 52 Procent, und zwar 

Wiedereröffnung des Gymnaſtums ſei vom Hauſe mit einer Majorität bes redners, es ſei keinerlei Nachtheil, keinerlei Beeinträchtigung für irgend] 13 Verwaltungsbeamte auf 2 richterliche, von denen einer Staatsanwalt ſei. 
ſchloſſen, welche faſt alle Fraktionen in ſich vereinigte, mit Ausnahme einer] Jemand aus dem Umſtande hervorgegangen, daß der Beſchluß des Hauſes] (Hört! hört!) Bei unparteiiſcher Handhabung der Urlaubsfrage würden alſo 
einzigen, welche das Miniſterium nicht ganz ohne Unterſtützung laſſen wollte. vom 19. Nov. erſt mit dem 21. Nov. in Kraft getreten ſei. Er ſelber ſei] die Conſervativen am meiſten deeimirt werden. Diele Frage ſei übrigens 
Bei einer ſolchen Majorität hätte ſich erwarten laſſen, daß das Miniſterium, ein ſolcher Beſchädigter, denn als er in Folge jenes Beſchluſſes fein Blatt] nach der preußiſchen Verfaſſung ſchon dann entschieden, wenn man einfach 
da es ſich hier nicht um eine Frage der Politik, ſondern des Bedürfniſſes„Nadwislanin“ fofort habe wieder erſcheinen laſſen wollen, habe die zweifel⸗ und ehrlich den Artikel 74 der Verfaſſung zur Richtſchnur nehme. Dieſer 
handle, dem Beſchluſſe nachkommen werde. Die Antwort, welche der Herr 4 5 Polizei zunächſt bei der Regierung in Marienwerder angefragt; dieſe] Artikel zähle die Eigenſchaften auf, welche einen Preußen wählbar machen; 
Kultusminiſter dem Abg. Grafen Cieszkowski in der Sitzung dom 5. d. M. babe geantwortet: „Warten“, und inzwiſchen ſelbſt in Berlin angefragt, jo] — die Erlaubniß des Vorgeſetzten ſtehe aber nicht darunter. — Die Motive 
ertheilt habe, ſei eigentlich keine Antwort geweſen, und könne unmöglich ge-] daß erſt am 22. Nov. das Blatt ungehindert habe in die Welt gehen können. 
nügen. Er wolle auf die Sache nicht weiter eingehen, ſondern nur darauf] Durch dieſe Verzögerung ſeien ihm allerdings Nachtheile erwachſen, was er 
aufmerkſam machen, daß die Lokalitäten des Gymnaſiums zu Garniſonen und hier habe conſtatiren wollen. a 
Depots für Militär eingerichtet ſeien; das alte Gymnaſialgebäude fei in ein Abg. Graf Eulenburg (gegen den Commiſſtonsantrag): Es frage ſich, 
Lazareth umgewandelt worden. Es ſei dies eine Sache von großer Wichtig: ob eine proviſoriſche Verordnung, welche die nachträgliche Gene migung des 
keit und jede Zögerung ſei geeignet, beträchtliche Nachtheile nach ſich zu zie⸗ Hauſes nicht erhalten habe ipso jure außer Kraft trete. Er mit dee rage 
hen. Die Wichtigkeit und das Recht der Sache ſei ſchon durch den Beschluß unbedingt verneinen, da nirgends eine geſetzliche Beſtimmung für das Gegen⸗ 
des Hauſes anerkannt; über 400 Schülern ſei der Unterricht entzogen, denn |theil vorhanden ſei. Für die Aufhebung einer ſolchen proviſoriſchen Verord- 
für die ärmeren Klaſſen ſei die Möglichkeit nicht vorhanden, denn die näch⸗ N d es vielmehr eines ausdrücklichen Geſetzes. Was Art. 106 
ſten Gpmnafien ſeien 9 reſp. 18 Meilen von Trzemeszno entfernt, und den] der Verfaſſung über Emanation und Publikation ſage, das ſei die allgemeine 
Wohlhabenderen ſei die Möglichkeit ebenfalls erſchwert, da die Gymnaſien] Regel für alle Geſetze. Die Annahme, daß in dieſem Falle das Gegentheil 
überfüllt ſeien. Es ſei von der gaͤnzlichen Aufhebung des Gymnaſiums ge⸗ gelte, müßte erſt nachgewieſen werden, ſei es aus Geſeßen, fei es aus der 
ſprochen; dadurch würde man der armen Bevölkerung die Möglichkeit der | Natur der Sache. Geſetze ſeien nun aber darüber nicht da, und hinſichtlich 


des Antrags ſprechen von einer „freien und unabhängigen“ Landesbvertre⸗ 
tung; vielleicht ſeien damit nur „beſſere Wahlen“ im Sinne der Regierung 
gemeint, hoffentlich werde der Antra 118 9 hierüber, ſowie über das, wos 
er unter wahrhaft conſtitutionell und Scheinconſtitutionalismus 
verſtehe, noch ſpeciellere Auskunft geben. (Heiterkeit. ) 

Den Gegenſatz übrigens, welchen der Antragſteller zu machen ſcheine 
zwiſchen unbezahlter und darum unabhängiger Landesvertretung einerſeits 
und einer bezahlten und darum abhängigen andererſeits könne er nicht an⸗ 
erkennen; vielmehr verleihe der ganze Grund e l Bildung heutigen 
Tages eine große perſönliche Unabhängigkeit, welche ihm hoher ſtehe, als dies 
jenige, auf welche Herr v. d. Heydt ſo großes Gewicht lege. Sei denn etwa 
das unbezahlte (Ruf.: unbezahlbare) Herrenhaus unabhängiger, als die Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage? Nachdem der Redner mehrere Ausſprüche Camphauſen's 
und Bethmann⸗Hollweg's citirt, in welchen die Unwahrheit und die Lüge 
auf dem Gebiete des conjtitutionellen Staatslebens verdammt werden, fährt 
er fort: Die zehn Jahre, welche ſeitdem verfloſſen ſind, haben leine Veran⸗ 
laſſung zur Aenderung der Anſichten geboten, vielmehr hat das Volk ſtets 
die Anſicht feſtgehalten, daß, wo die Regierung Beamte in die Kammer ge⸗ 
bracht, Täuſchung und Schein⸗Conſtitutionalismus geherrſcht haben. Mir 
werden ja nun jeher, was det Abgeordnete für Ziegenrück „wahren“ 
nennt. Ich erſuche die Antragſteller, ſich recht kler auszusprechen Über die 
von mir angeregten an während ich dem Hauſe nur empfehlen kann, 
für den von dem Referenten und mir geſtellten Antrag zu ſtimmen. 

Abg. Coupienne (bei der Unruhe des Hauſes fal unverſtändlich): Der 
Antrag ſei ein Eingriff in die Rechte des preuß. Volkes. Die angegriffenen 
Artikel der Verfaſſung ſeien gerade diejenigen, mit denen die liberale Partei 
ſich in jeder Beziehung einverſtanden erklären könne. Wenn nun dieſe Arti⸗ 
kel der rechten Seite unbequem würden, jo werde das Haus doch deshalb 
nicht an der Verfaſſung rütteln. Im Intereſſe der wahren Freiheit bitte er 
um Ablehnung des Antrages durch Uebergang zur Tagesordnung. — Der 
Antrag auf Schluß der Debatte wird wiederholt geſtellt und nunmehr ange⸗ 
nommen. Als Antragſteller erhält das Wort Abg. Frhr. v. d. Heydt (wel⸗ 
cher, ſchon durch ſeine leiſe Stimme ſchwer verſtaͤndli „ durch fortwährende 
Zurufe: lauter, lauter, unterbrochen wird). Sein Antrag ſei aus der Erwä⸗ 

ung hervorgegangen, daß der gegenwärtige Conflict weſentlich durch den 
Widerſtand der in das Abgeordnetenhaus eingetretenen Beamten gegen die 
Staatsregierung gefördert werde, und daß man, wie in andern conftitutionels 
len Staaten, danach ſtreben müſſe, eine einheitliche, ſtarke Executive mit einer 
möglichſt unabhängigen Repräſentation zu verbinden. 

edner ſucht hierauf aus den Vet jungen faſt aller europäiſchen Staa⸗ 

ten nachzuweiſen, daß ſie ähnliche Beſtimmungen, wie ſein Antrag einführen 
wolle, enthielten, daß namentlich der Eintritt von Beamten überall ungemein 
erſchwert ſei. Er halte es für unmöglich, daß auf die Dauer in Preußen 
der Eintritt von Staatsbeamten in das Abgeordnetenhaus in unbeſchränkter 
Zahl erfolgen könne. Er habe übrigens ſchon lange dieſe Auffaſſung gehabt. 
(Schallendes ritt ein Antrag habe weſentlich den Zweck gehabt, u 
die Aufmerkſamkeit auf dieſen wichtigen Gegenſtand zu lenken. Er hoffe, 

daß der Antrag des Referenten werde verworfen werden. (Schallendes Ge⸗ 
lächter links, Bravo der Conſervativen.) 

Berichterſtatter Abg. Dr. Virchow: Der Herr Antragſteller hat uns 
eine Zuſammenſtellung von Verfaſſungsbeſtimmungen anderer Staaten mit⸗ 
getheilt und ſich zugleich auf die in früheren Debatten der Jahre 1850 —52 

bei uns aufgeſtellten Geſichtspunkte bezogen; beide Beziehungen ſind aber 
durchaus nicht geeignet, feinen Antrag zu ſtützen. Es beabſichtige derſelbe 

ja nicht, die Beamten überhaupt oder doch gewiſſe Kategorien von Beamten 
von der Mitgliedſchaft dieſes Hauſes auszuſchließen, ſondern derſelbe will der 
Regierung die Befugniß beilegen, unter den zu Abgeordneten gewählten 
Beamten auszufuchen, welche ſie zulaſſen will, welche nicht. In denjenigen 
Staaten, wo der Regierung eine ſolche Befugniß beiwohnt, iſt die Ausübung 
derſelben der Grund zu fortwährenden Conflicten zwiſchen der Landesvertren « 


dervorgegangen, unter welchen auch Mitglieder des Hauſes ſeien. Daß das] Rönne und Zacharid. Nach dieſen ſei es unzweifelhaft, daß, wenn gleich 
Bedürfniß ſehr groß ſei, ergebe ſich aus der Steigerung der Schülerzahl von] durch den Beſchluß des Hauſes die Geſetzeskraft der Verordnun foo 
105 auf 604. 5 innerlich aufgehört habe, dieſes doch nicht auch zugleich nach außen hin 
Er hatte geglaubt, daß der Miniſter die Sache durch eine Fahdeputation | der Fall geweſen ſei. In der That habe denn auch die Commiſſion ſelbſt 
werde unterfuchen laſſen, um ſich zu überzeugen, ob auch jetzt noch die Noth⸗ gefühlt, daß irgend Etwas nach außen hin geſchehen müſſe, und es ſei eine 
wendigkeit der Schließung vorhanden ſei. Nach feiner Anſicht müſſe viel- einfache Bekanntmachung der Regierung vorgeſchlagen worden. Dabei habe 
mehr das Gymnaſtum erhalten bleiben und daneben noch ein zweites errich⸗ man ſich jedoch von einer Analogie leiten laſſen, welche hier, wo es ſich nicht 
tet werden. Er bitte nicht nur um eine Antwort, ſondern auch um eine ſ um eine Promulgation, ſondern um eine Aufhebung handle, nicht rk 
Antwort in dem Sinne einer baldigen Wiedereröffnung des Gymnaſiums; ja man habe dabei ganz unbeachtet gelaffen, daß die Würde des königlichen 
er weiſe dabei auf die vor einiger Zeit vom Cultus miniſter geäußerten Worte] Namens geradezu beeinträchtigt werde, wenn eine königliche Verordnung durch 
hin: die Regierung habe den lebhaften Wunſch, daß auch die Bevölkerung] eine einfache Bekanntmachung der Regierung aufgehoben würde. 
polniſcher Nation ſich gleichmäßig der höheren Bildung erfreue, wie die deutſche] Abg. Dr. Virchow: Die Aufgabe, die Commiſſion gegen die Angriffe 
Bevölkerung. der Vorredner zu vertheidigen, überlaſſe ich dem Referenten; was meinen 
Cultusminiſter v. Mühler: Die Staatsregierung hat die Jean in | Zuſatzantrag betrifft, jo muß derſelbe vom Abg. Hahn nicht verſtanden wor⸗ 
aufmerkſame Erwägung genommen. Bereits bei der früheren Verhandlung] den ſein, und zwar aus dem Grunde, weil er den Art. 63 in einer ungleich 
habe ich darauf hingewieſen, daß es ſich bier nicht um eine bloße Zeitfrage engeren Form auffaßt, als dies geſchehen muß. Die Herren von jener (der 
handelt, ſondern um die Frage der Griftenz der Anſtalt. Die Regierung hat] conſervativen) Seite ſcheinen anzunehmen, daß, mag einer ectropirten Vers 
ihre Erwägungen noch einmal forgfältig geprüft, aber nicht zu der Ueberzeu⸗ ordnung die Genehmigung nun ertheilt oder verſagt werden, die Verordnung 
gung gelangen können, daß in Trzemeszno die Garantien vorhanden feien, ſelbſt jedenfalls bis zu dem Tage rechtsgiltig ſei, wo die Publication des 
welche das öffentliche Intereſſe und das Intereſſe der königlichen Regierung betr. Beſchluſſes erfolgt; fie ſcheinen dabei die Möglichkeit, daß die Zuſtim⸗ 
erfordern. Sie hat deshalb definitid den Beſchluß gefaßt, das Gymnafium | mung überhaupt perſagt wird für die ganze Verordnung von Anfang an, 
in Trzemeszno aufzulöfen, und wird dieſen Beſchluß in der nächſten Zeit zur] gar nicht als vorhanden anzuſehen, ſondern anzunehmen, daß bis zu dem 
Ausführung bringen. Die Regierung bedauert, daß vielen Familien hier: | Augenblicke, wo die Genehmigung verſagt wird, die Verordnung in wirklicher 
durch die Möglichkeit des Unterrichts entzogen wird, aber das iſt nur eine] Rechtskraft beſteht. Art. 106 unterſcheidet aber ganz ſcharf zwiſchen Ver⸗ 
traurige Nothwendigkeit in Folge der Agitationen in der Provinz Posen.] bindlichkeit und Rechtsgiltigteit; die Prüfung der letzteren ſteht einzig und 
Die Regierung hält es für ihre Aufgabe, dafür zu forgen, daß dieſem Aus⸗ allein der Kammer zu. Verbindlich ift die königl. Verordnung, bis ſie aufs 
fall bald in irgend einer Weiſe wieder Abhilfe geſchafft werde. gehoben wird; ihre Rechtsgiltigkeit wird aber erſt durch die Genehmigung 
Damit iſt dieſe Angelegenheit erledigt. Inzwiſchen iſt der Juſtizmini⸗ der Kammern ausgeſprochen und zwar für die ganze Periode der Verbind⸗ 
ſter eingetreten. Abg. Walded fragt wegen der Freilaſſung der polnifchen lichkeit. Die Staatsregierung hat in dem Schreiben, mit welchem fie von 
Abgeordneten, die ſich trotz des Votums des Hauſes vom Sonnabend, wel⸗ der Aufhebung der Verordnung vom J. Juni dem Haufe Kenntniß gab, er: 
ches noch denſelben Abend dem Staatsminiſterium mitgetheilt ſei, noch in klärt, daß fie der Reſolutiou des Hauſes gegenüber, welche namentlich auch 
Haft befänden. Ob der Juſtizminiſter den Befehl zu ihrer Freilaſſung gege⸗] dahin ging, daß eine 8 der Preßfreiheit im Wege der königl. Ver⸗ 
ben? — Juſtizminiſter: Ich habe den Befehl zur Freilaſſung der bier ordnung überhaupt nicht erfolgen könne, einfach bei ihrer entgegengeſetzten 
Abgeordneten bereits ertheilt. Anſicht ſtehen zu bleiben; gerade dieſes Schreiben hat mich zur Stellung 
Folgt der Bericht der Juſtizcommiſſion wegen Genehmigung oder Nicht: | meines Antrages veranlaßt, um der Erklärung der königl. Staatsregierung 
genehmigung der Unterſuchung gegen den Abg. Jacoby ea Grund der Bas gegenüber, daß fie ein Recht zu haben glaube, auf Grund des Art, 63 eine 
ragraphen 75 und 87 des Straf geebbuchs. Für den erkrankten Referenten | Beſchränkung der Preßfreiheit eintreten zu laſſen, nochmals unter beſonderer 
Bering ifbernimmt Abg. er das Referat. Die Commiſſion ijt | Bezugnahme auf Art. 63 und Art. 27 zu erklären, daß die Verordnung vom 
bekanntlich zu keinem Antrage gekommen, da die Anträge auf Ertheilung der] 1. Juni der Verfaſſung nicht entſprochen habe und demnach von Anfang an 
Genehmigung, wie auf Verweigerung derſelben, mit Stimmengleichheit ab» rechtsungiltig war. 8 . x 
gelehnt find, Abg. Plücker ftellt den Antrag: „die Genehmigung nicht zu Ein ſolcher Beſchluß kann gerade im gegenwärtigen Augenblicke von gro: 
ertheilen.“ Derſelbe begründet unter großer Unruhe im Haufe dieſen Ans ßer praktiſcher Bedeutung ſein. Gleichzeitig mit der Verordnung vom 1. Juni 
trag, indem er hervorhebt, daß es nicht darauf ankommen könne, wie der] hat die Regierung in beiden Häufern eine Preßnovelle eingebracht, welche 
Abg. Jacoby ſelbſt die Sache auffaſſe. Er führt demnächſt aus, daß er in] mit ſehr drakoniſchen Maßregeln gegen die Preſſe losgeht; dieſes Haus hat beſchloſſen, 
ar ganzen Rede nichts Strafbares gefunden habe, weder eine Verletzung der 3 die 8 a a Egg 0 Rerenlons Vet un han der 
KT i i i ie rathung derſelben vorlär . He 1 ‚to 5 f 5 der 
Bene Ce abe ji dieter gere —— Au eee geringen Zahl der ihm gemachten Vorlagen in einer zwar leicht begreiflichen, tung und der Regierung geweſen, die weder zum Vortheil dieſer noch des 
in ſeinen vier Fragen das Volt ermahnt habe, zur Entwickelung des Ver: aber ſchwer zu rechtfertigenden Weiſe der Beſchlußfaſſung über dieſe Vorlage Landes ausgeſchlagen ſind. Dem Herrn Antragſteller iſt ja in feiner eigenen 
faſſungslebens thälig zu fein, den Mann der rückſichtsloſen Wahrhaftigkeit | fort und fort verzögert, ja die betreffende Commiſſion hat es noch nicht ein⸗JFraction, die zu 52 Prozent aus Beamten beſteht, ein reiches Feld zur Rea⸗ 
und der Conſequenz. ; mal zur Berichterſtattung gebracht; äußerlich haben wir indeſſen vernommen, liſirung feiner Gedanken geboten; warum forgen er und ſeine Freunde nicht 
Abg. Graf Wartensleben: Auf unſeten Feldern giebt es viel Unze: daß die Novelle in der Commiſſion des Herrenhauſes noch weitere Verſchär⸗ | dafür, daß ſtatt dieler Beamten freie und unabhängige Männer in die Kam⸗ 
- ziefer, ſchädliche Inſecten und dergl., zu deren Vertilgung iſt der Maulwurf] fungen erfahren habe; es liegt die Beſorgniß fo nahe, daß die Taktit der] mer gewählt werden um das Volk dann zu überzeugen, daß es zweckmäßig 
da, deſſen Nützlichkeit die Landwirthe lange Zeit zu ihrem Schaden verkannt] Regierung und des ede e dahm geht, daß letzteres noch im letzten] ſei, hier keine Beamten zu ſehen. j | 
haben. Ein anderes Bild: Auf Schiffen giebt es einen doppelten Boden, Augenblicke der Seſſion die Novelle votire, und dann die Regierung diefelbe | u ich babe ftets, wo zwiſchen beamteten und nichtbeamteten Perſonen 
innerhalb deſſen miasmatiſche Dünſte entſtehen, die nur durch die ſich darin auf Grund des Art. 3 und unter hoher Zuſtimmung des Herrenhauſes ala die Wahl war, den Rath ertheilt: Wählt den Nichtbeamten. Der Antrag⸗ 
- tummelnden Ratten verſcheucht werden können (2). So giebt es denn auch eine zweite Auflage der Preßverordnung vom 1. Juni v. J. octroyirt (hört! fteller hat uns dann ferner vorgehalten, die gegentheilige Praxis habe in Eng⸗ 
auf politiſchem Felde ſogenannte agents provorateurs, die in anderen Län⸗ hört!) Es wird mich freuen, wenn der 455 Juſtizminiſter mich in dieſer] land dahin geführt, daß das engliſche Unterhaus einen 4 ariſto⸗ 
dern ſogar bezahlt werden; Männer, die innerhalb und außerhalb des Haus Beziehung beruhigt. Ich halte es bei ſolcher Lage der Dinge für außeror⸗ ae Charakter habe. Nun, meine Herren, ich glaube, daß auch das 
ſes die Aufregung ſchüren. Ich glaube daher, daß wir den Abg. Jacoby, dentlich wichtig, daß das Haus noch einmal erkläre, daß Art. 27 der Ver⸗preußiſche Abgeordnetenhaus einen überwiegend ariſtokratiſchen Charakter haben 
der am letzten Sonnabend wieder ſeine Conſequenz an den Tag gelegt, nicht] faſſung ſolches Verfahren nicht zuläßt, und darum bitte ich das Haus um würde, wenn unſere Ariſtokraten dieſelben verfaſſungswaͤßigen Gedanken mit 
entbehren konnen und möchte ich meinerſeits die Genehmigung zur Einleitung] die Annahme meines Antrages. | ! ſin das Haus brächten, wie die engliſche Ariſtokratie in das engliſche Parla⸗ 
der Unterfuhnng gegen ihn nicht ertheilen, da es ER ja nur um wenige Inſtizminiſter Graf zur Lippe: Die Stellung der Staatsregierung iſt ment. In England hat 1 die Ariſtokratie ſtets für die Entwickelun und 
Tage handelt. (Die Rede des Grafen Wartensleben wird, wie gewöhnlich im Commiſſionsberichte bereits niedergelegt. In unſerer ganzen Geſetzgebung Vertheidigung der Verf. 90 ämpft, bei uns iſt gerade das Ge entheil der Fall; ein 
von fortwährender Heiterkeit unterbrochen). 5 ſind zwei ätze maßgebend: jedes Geſetz, jede Verordnung gilt ſo lange, bis —.— Theil der preußiſchen Ariſtokratie iſt damit beſchäftigt, egen die Ver⸗ 
Abg. Temme (auf der Tribüne nicht ganz verſtändlich): Der Beſchluß |Nie aufgehoben iſt und wird in derſelben Weiſe al 8 in der es gegeben | faffung anzukämpfen und die Regierung in dieſen Kampf mit hineinzuziehen. 
bes Hauſes am Sonnabend müſſe für das Haus maßgebend fein; dort wie worden. Die Verordnung vom 1. Juni mußte jo lange in Kraft bleiben, Blicken Sie doch auf ihre eigenen Reihen, was für Bundesgenoſſen Sie ha⸗ 
bier, handle es ſich um einen politiſchen Tendenzprozeß. (Der Redner wird, bis fie durch eine andere k. Verordnung wieder aufgehoben wurde, dies iſt 
als er auf die Rede Jacobi's eingehen und nachweiſen will, daß fie kein am 21. November v. N geſchehen. Das Datum des Außerkrafttretens mußte 
Vergehen enthalte, vom Präſidenten wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, um deswegen in der Verordnung angegeben werden, weil ſonſt nach dem 
daß es ſich gegenwärtig nicht um die materielle Prüfung der Anklage, ſon⸗ Geſetz über die Publikation der Geſetze vom 3. April 1846 für die verſchie⸗ 
dern um die Anwendung des Art. 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde handelt). denen Provinzen die Verordnung zu verſchiedenen Terminen außer Kraft ger 
Die Mehrheit des Hauſes könne nicht die Verfolgung genehmigen, da fie |treten wäre. — Der Zuſatzantrag des Abg. Virchow hat nochmals die 
ſelbſt das Ziel anſtrebe, wofür ſich Jacoby in der inkriminirten Rede ausge: Nechtsgiltigkeit der Verordnung vom 1. Juni in Frage gezogen; ich lann 
ſprochen: Die Begründung des Rechtsstaates, die Vernichtung des mittel: | mid deswegen nur auf das Schreiben des Staatsminiſteriums vom 21. Nov. 
alterlichen Feudal⸗ und des Militärſtaates. — Der Schluß der Discuſſion] v. J. beziehen. Es handelt ſich im a wie bei der Interpretation 
wird angenommen. NEUE" des Art. 27 die Worte „im Wege der Geſeſſgebung“ aufgefaßt werben ſol⸗ 
Abg. Schollmeyer rekapitulirt die im Commiſſionsberichte niederlegten len, ob ſie bedeuten ſollen: „nur im Wege eines durch die Uebereinſtimmun 
Gründe für und gegen die Genehmigung und bebt namentlich hervor, daß der drei geſetzgebenden Faktoren zu Stande gekommenen Geſetzes“ oder auch 
für einen großen Thel der Commiſſionsmitglieder der Umſtand beſonders „im Wege einer octroyirten königl. Verordnung.“ Die Staatsreg. hat ihren 
maßgebend geweſen ſei, daß Jacobi ſelbſt die Ertheilung der Genehmigung] Standpunkt in dieſer Frage bereits wiederholt ieh h Was ſeine Beſorg⸗ 
gewünſcht, um für dieſelbe zu ſtimmen. i niſſe betrifft, jo kann ich mich nicht berufen fühlen, ſie ihm hier zu nehmen. 
Bei der nunmehr folgenden Abſtimmung wird der Antrag der Staats- (Aha! und Heiterkeit links. N 
regierung, die Genehmigung zur ſtrafrechtlichen Verfolgung des Abgeordneten Der Ref. Pflücker rechtfertigt durch Zuſammenfaſſung der im Commiſ⸗ 
Dr. Jacobi zu ertheilen, mit ſehr großer Majorität abgelehnt. Dafür nur |fionsberichte enthaltenen Gründe die Annahme des Commiſſionsantrages. 
ein Theil der Confervativen, die Altliberalen und einige Katholiken. Er macht beſonders darauf aufmerkſam, daß auch die Redner der Gegen⸗ 
Inzwiſchen ſind die Abgeordneten von Lubienski und Ur. Szumanſpartei anerkannt haben, daß die Verordnung vom 1. Juni mit dem 19, No: 
eingetreten. ir a e vember hätte außer Kraft treten müſſen, und daß nur die Anſicht, daß über⸗ 
Folgender Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Juſtizcom⸗] haupt kein beſonderes Geſetz zur Aufhebung einer ſolchen Verordnung noth⸗ 
miſſſon über das Schreiben des Staatsminiſteriums vom 21. Nopbr. d. J.] wendig ſei, von ihnen beſtritten worden fei. a 
und deſſen Anlage, die königl. Verordnung von demſelben Datum. Bekannt: Vor der Abſtimmung verlangt Graf Schwerin, welcher auf Theilung 
lich wird in dieſer Verordnung die Aufhebung der i vom] der einzelnen Reſolutionen angetragen, das Wort. Er erklärt, daß er habe 
J. Juni 1863 ausgeſprochen, in dem Miniſterialſchreiben aber die Reſolution, gegen das Virchowſche Amendement ſtimmen wollen, daß er aber nach der 
mit welcher das Abgeordnetenhaus die von ihm verſagte Zuſtimmung vom Erklärung des Juſtizminiſters entſchloſſen fei, für daſſelbe zu ſtimmen. Man 
19. November begleitete, als unbegründet und unzutreffend hingeſtellt. Die dal ſo ſchließt er, von Mißbrauch des kögl. Namens geſprochen; ich, m. H., 
Juſtizcommiſſion hat jetzt den Antrag geitellt: 1) das in Anſehung der Vers halte es für einen Mißbrauch des kgl. Namens, wenn ihn die Regierung zu 
ordnung vom 21. November 1863 eingehaltene Verfahren als dem beſtehen⸗ Verordnungen braucht, von welchen fie weiß, daß dieſelben nach kurzer Zeit 
den Recht entſprechend nicht zu erachten, weil a) dieſe Verordnung dem | wieder . werden müſſen. (Ziſchen rechts, ſehr ſebhaftes Bravo 
Art. 63 der Verfaſſung nicht entſpreche, wonach Verordnungen nur erlaſſen ſeitens der Majorität.) 
werden dürfen, ſofern die Kammern nicht verſammelt find, und weil b) die Es wird hierauf der Commiſſionsantrag nebſt der von Virchow beantrag⸗ 
Preßperordnung vom 1. Juni 1863, ſelbſt wenn fie den Voraussetzungen des] ten Reſolution mit großer Mehrheit angenommen. er ſeinem Bruder den Eid verweigert. (Wolff's T. B.) 
Art. 63 der Verfaſſung entſprochen hätte, doch ſofort mit der ihr verſagten Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über 7 7 
Genehmigung eines Hauſes, alſo mit dem 19. November 1863, erlojhen | den Antrag der Abgg. d. d. Heydt und Gen. auf Annahme des von ihnen Verantwortlicher Redacteur: Di. Stein, 
ware, alſo nicht erſt durch Verordnung vom 21. November 1863 und erſt! vorgeſchlagenen Geſezentwurfes; $ 1 Art, 78, Alinea 2 der Verfaſſungs⸗ Ur Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


den und wie Sie dieſelben bei den Wahlen von allen Enden her zuſammenraffen 
müſſen. Daß dieſes Haus trotz der Beamten in ſeiner Mitte ſeine Unab⸗ 
hängigkeit gegen die Regierung zu wahren weiß, hätte es, denke ich, gezeigt. 

Gedente man, daß durch das Dreiklaſſenſyſtem, durch die öffentliche Abs 
ſtimmung, durch das Disciplinargeſetz gegen die Beamten der Regierung 
eben fo diele Mittel geboten find, um auf alle abhängigen Personen zu wir⸗ 
ken, ſo erkennt man dies Haus gewiß als den Ausdruck der Meinung aller 
freien und unabhängigen Leute im Lande an. — Ich möchte die Herren zu 
meiner Rechten doch warnen, nicht fort und fort gegen die Verf., bald gegen 
dieſen, bald gegen jenen Artikel anzükämpfen; ſie iſt der einzige Halt, der in 
Preußen exiſtirt und von welchem eine Neugeſtaltung des Ganzen ihren Aus⸗ 
gang nehmen kann; mit der Verfaſſung bricht zugleich jede Möglichkeit einer 
geſezlichen Fortentwickelung im Volte zuſammen. (Bravo!) 

Der Antrag auf Tagesordnung wird mit überwältigender Majorität an⸗ 
genommen; dagegen nur die Conſervativen. 

Mit der nachträglichen Abſtimmung über eine, dem Verccht der Juſtiz⸗ 
Comiſſion über den Geſetzentwurf, betr. die Verbeſſerung des Kontrakten⸗ und 
Snvoibetenwefen im Bezirk von Ehrenbreitſtein A Conne Reſolution — die⸗ 
ſelbe wird einftimmig genehmigt — ſchließt die Sitzung um 44 Uhr. — 
Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 Uhr. Tagesordnung: Bericht der Anleihe⸗ 
Commiſſſon und Budgetberichte. 


Hamburg, 20. Jannar. Die „Hamb. Nachr.“ melden: 
Eine Jufanterie⸗Brigade iſt heut von Schleswig nach Fleus⸗ 
burg verlegt, wohin auch zwei Brigadekaſſen dirigirt werden. 
Die aus Schleswigern und Holſteinern beſtehenden Bataillone 
ſollen unter rein däniſche ſo vertheilt werden, daßt auf vier 
Dänen ein Deutſcher kommt. 

Hamburg, 20. Jan. Herzog Carl von Glücksburg, äl⸗ 
teſter Bruder König Ehriftians, iſt von Schloß Luiſenlund in 
Schleswig hier angekommen, und verläßt das Land, nachdem 


